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Der Wundscbuk
vor dem Rauernkrieg

Bon Karl Birne »

Wann erstmals die Bauern des Hegau sich um den
Bundschuh scharten , ist nicht bekannt. Auch die Beweg¬
gründe, warum sie gerade ihre bäuerliche Fußbekleidung,
den kurzen Bundschuh , als symbolisches Zeichen zur
Samnilung gewählt haben, weiß man nicht . Verständlich
aber wird diese Wahl, wenn man bedenkt , daß die Bauern
damals gemeinsam alle den Bundschuh trugen — ein
strumpfartiges Schuhwerk, das über dem Knöchel mit
einem Riemen zusammengebunden wurde — im Gegen¬
satz zum langschäftigenRitterstiefel . So schien den Bauern
ihre Fußbekleidung vielleicht als ein Begriff der Knecht¬
schaft und der Unterdrückung und daher geeignet, alle
„Bundschuhmannen" unter diesem Zeichen zu sammeln.
Der Bundschuh »vurde damals nicht etwa auf ein Fahnen¬
tuch gemalt und als Fahne „aufgeworfen "

, sondern ein
Bundschuh in natura wurde auf eine Stange gesteckt
(ähnlich wie Schiller im „Tell " Geßlers Hut auf eine
Stange dichtete) als Zeiten zur Sammlung und zur
Zusammenkunft. Bon den übrigen bäuerlichen Lands¬
mannschaften Oberschwabens und Deutschlands wurde
das Zeichen der Hegaubauern gewissermaßen als geisftges
Eigentum geachtet und geschätzt (übrigens ganz im Sinne
des heutigen Gesetzes zum Schutze geistigen Eigentums ),
denn es wurde von keinem anderen Bauernhaufen nach¬
geahmt. Wahrscheinlich ist auch, daß der aufgeworfene
(aufgepflanzte) Bundschuh immer als ein Zeichen zur
Sammlung gegen Abwehr, also zur bewaffneten Zusam¬
menkunft zu gelten hatte. Wahrscheinlich im Bauernauf¬
stand 1460 verschwand der Bundschuh in natura als
offizielles Zeichen , und seine Figur wurde von da ab ge¬
meinsam mit dem Bild des Pfluges auf das Fahnentuch
der Bundschuhhaufen gemalt ; nebenher aber wird noch
oft genug ein wirklicher Bundschuh auf der Stange seine
Dienste versehen haben.

Akteninäßig Nachweisen vor dem Bauernkrieg lassen
sich nur wenige Erwähnungen des Bundschuh. — Als
im Frühjahr 1443 der Bischof Friedrich von Basel um
die Entrichtung einer ungewöhnlichen Steuer bat , ver¬
weigerten die Schliengener diese Steuer und da war der
Bundschuh das Zeichen , unter dem die Widerspenstigen
sich sammelten. In einer Urkunde vom 4 . Mai 1443 , mit¬
geteilt von Bader in der Zeitschrift für die Geschichte
des Oberrheins XVI , heißt es unter der Begründung
der Steuerverweigerung u . a. : „so hat einer under uns
einen puntschuh öffentlich an einer stangen uffgeworffen
zu einein Zeichen , wer in der sach wider unser» gnedigen
Herren sin wölt, das (s) der zu dem puntschuch ston
möcht." Ein Bundschuh wurde also aufgepflanzt als be¬
kanntes Zeichen der Sammlung zur Abwehr. Aus der
Zeit des Armagnakeneinfalls (1444) wird berichtet , daß
sich die Hegaubauern gegen die Armagnaken zusammen¬
geschart hätten „und wurffen eyn bundschuch uff " .
(Mone, bad . Archiv II , 218 ) . Und in der späteren Col-
marer Chronik aus der Mitte des 15. Jahrhunderts wird
von dem Ausgang des ersten großen Städtekrieges u. a.
gesagt : ,;do mit nam der große buntschouch ein ende" .
Diese Annahme war falsch, läßt aber den Schluß zu , daß
die Bauernhaufen des Bundschuh damals so stark dezi¬
miert wurden , um sein Ende annehmen zu können; trotz¬
dem lebte der Bundschuhgeist in den Bauern des
Hegaus weiter . Ironisch nannten die Hegauer , die wohl
zum größten Teile Bundschuhanhänger waren , den
Armagnskenkrieg später „Armegeckenkrieg "

. Entweder
lag ihnen dieses Wort dialektisch näher , oder sie bildeten
es im Gegensatz zum „Armen Heinrich" oder „Armen
Konrad "

; Ironie aber sollte es auf alle Fälle sein .
Etwas nähere Angaben liegen vor über den Bauern¬

aufstand im Hegau unter dem Zeichen des totgesagten
Bundschuh aus dem Jahre 1460 . Damals waren die
Verhältnisse der Eidgenossenschaft noch sehr verworren
und kaum klarer als in dem angrenzenden „Hegöw" und
„Cleggau " . In der Schweiz tobte der Eidgenössische
Krieg und die Ritter und Edlen des Hegaus kämpften
unter Herzog Sigmund bzw . in dessen Namen in der
Schweiz. Gegen Herzog Sigmund hatte der Papst
(Pius II .) aber allerlei einzuwenden, was nicht ohne
Einfluß auf den Krieg überhaupt war . Das hegöwische
Adelsheer stand auf Schweizer Boden am Untersee. Da -
bei beteiligt waren u . a . folgende Heg«uritter :
Johannes graff zu Werdenbergk der elter (Trochtelfinger
Linie, damals im Besitz der Graffchast Heiligenberg),
graff Hainrich von Luppen (Lupfen) lantgraff zu Stü -

lingen, graff Cunradt graff zu Fürstenberg , Bernher von
Zynrmern (ein« der Röte Sigmunds ) , Hanns von
Roseneck, Hanns von Kiingenwergk (Klingenberg , damals
Mitbesitzer vom Hohentwiel) , Hanns Jakob von Böd¬
men. Purkh« t von Hurmwurgk (Homburg ), Hainrich
von Renndecke (Randeck) . Bernher von Scheine« (Schie¬
ne«̂ , Wolff von Jungrngen (Besitzer von Akt- «nd Reu -
hohenfelS ) . Hanns von Freydinge « (Friedingen ) , Hanns
» stich von Staffeln (Stoffeln ), Basthasix von Blum -

(« fcoHber* auch mm«folg m* 8bpi « t6a$ fl*

nannt ) und Pilgrin von Reysach (Reischach, dainals auf
Hohenstoffeln) .

Waffenerfolge über die Schweizer haben die Hegau¬
ritter keinerlei davongetragen. Während sie aber in der
Schweiz und ferne ihrer Burgen und Liegenschaften
waren , versuchten die hegöwischen Bauern , sich „vor den
Bedrückungen ihrer Herren für immer sicher zu stellen " .
Das erwünschte Endziel war , das Land auf irgend eine
Weise der Eidgeuoffenschaft auzuschlirßen; aber auch sonst
hatten die Bauern allerlei Wünsche und Hoffnungen ,
deren Anführung sich erübrigt , denn sie waren nicht
anders als sie damals ganz allgemein waren , nur konn¬
ten die Wünsche der Hegaubauern viel stärker belegt
werden, denn die Unterdrückungen der Bauern im Hegau
waren schon damals in ganz Deutschland sprichwörtlich .
Darüber , wie die Bauern die Sache nun begonnen hat¬
ten , ist nichts bekannt. In einer Chronikstelle, die an¬
fangs des 19. Jahrhunderts schon Joh . von Müller und
einige andere Autoren benützt haben, und ein Brief der
Hegauritter an den Kardinalbischof Peter von Augs¬
burg um Hilfe gegen die aufständischen Bauern (auf¬
bewahrt in der Staatsbibliothek zu Weimar) sind über¬
haupt die einzigen Stücke , die den Vorgang übermitteln .
Die Stelle der Chronik trägt die Überschrift : „Die puren
im Hegew " und lautet : „Item , es ist ouch zu wissen als
in dem vorgemelten zit (während die Hegauritter in der
Schweiz Waren) , do wurffen sich etlich puren in dem
Hegew ab iren Herren und machtend ain fenly und
daran ain buntschuoch und understuonden ir natürlichen
Herren zuo bekriegend und warend die löff hert (eine
böse Herde) , daß niemand wißt, vor wem er sich huoten
solt." Diese Chronik ist nach Pr . Th . v . Kern (1869 )
wahrscheinlich in Zürich geschrieben, doch ist der Ver¬
fasser unbekannt : kopiert wurde sie von Hans Hüpli
(oder Huopli) im Jahre 1462 . — Auch aus dieser Über¬
lieferung geht hervor, daß die Bauern zum „fenly" einen
Bundschuh in natura aufgezogen hatten . Die Angabe, daß
es nur „etliche Bauern " gewesen sein sollen , stimmt mit
'der Angabe der „bösen Herde " nicht ganz überein , was
wohl daher kommen mag, daß der Verfasser, nach dem
ganzen Inhalt der Niederschrift zu schließen, ein Gegner
der Bauern war.

Nachdem so die Hegaubauern ihre Herren bekriegten,
stand die Hegauritterschast zwischen zwei Fronten : die
Schweizer vor sich und die Bauer » in ihrem Rücken . Sie
haben es ohne Zweifel der damaligen Kriegführung zu
verdanken, daß sie dabei nicht in den Bodensee geworfen
wurden . Entmutigt dadurch , nicht den geringsten Erfolg
gegen die Schweizer zu erreichen und besorgt um ihren
Grund und Boden, beschlossen sie, einen Bittbrief an den
Kardinalbischof Peter von Augsburg zu senden um
Hilfe . Das Schreiben trägt das Datum vom 16. Oktober
1460 . Wohlweislich erwähnten sie in diesem Schreiben
den Namen des Herzogs Sigmund , in dessen Namen sie
fochten , überhaupt nicht , denn der Kardinalbischof Peter
hatte schon seit 17. August 1460 die Aufforderung des
Papstes in Händen, den gegen Herzog Sigmund aus¬
gesprochenen Bannfluch, so weit es an ihm läge, zu voll¬
ziehen. Umso heftiger aber baten die Rifter um den Schutz
des Kardinalbischofs, der ein hervorragender Kirchen¬
fürst seiner Zeit war , indem sie die Gefahren aufzählten ,
die aus deni Aufftande der Bauern drohen. Unter
anderem schrieben sie, nachdem sie einige Schilderungen
des Aufstandes gegeben hatten : „söll das über handt
gewinnen, so ist zu besorgen , das wir und ander die
unfern gedrungen werden, dar durch allen dewffchen
fürsten, Herrn , rittern und knechten aller erbarkaft und
der geinaynen cristenhait nyderdruckung (es war dies ein
in der damaligen Zeit beliebter Vergleich) und vertreiben
werbt ensten " (entstehen ).

Inzwischen ging der Eidgenössische Krieg zu Ende , w
daß bischöfliche Hilfe wahrscheinlich nicht mchr nötig war .
Für Herzog Sigmund war auch ein nachteiliger Friede
immer noch Gewinn , denn die päpstlichen Edikte gegen
ihn wurden immer schärfer. Und für den oberschwäbischen
Adel im Hegau war der Friede um so willkommener, als
sie sich nun mit ihren Kriegsknechten ohne Verzug nach
ihren Besitzungen wenden konnten. Welches nun die Fol¬
gen für die Bundschuhbauern waren» ist nicht bekannt.
Sicher aber ist anzunehmen, dcch die Ritter leicht wieder
die Herrschaft hatten und mit söhveren Strafen an Leib
und Leben die Aufrührer gezüchtigt hatten.

Wenn aus der ersterwähnten Chronikstelle hervorging ,
daß die Bauern zum „fenly" einen Bundschuh aufgezogen
hatten , so berilÄet aber der Brief der Ritter an den
Bffchof anders . In diesem Brief, den Dr- Th . v . Kern im
Jahre 1869 ersimcüs in einer Broschüre , die nicht in den
Buchhandel kam, veröffentlichte , heißt e» : „eüich unser
pawern von de« dörffern findt von freyen willen' gen
Schaffhawsze« gangen und haben in der stat ein fenlein
« ff gesteckt , dar innen ist gemalt ein Pflug uift» ein
puntsuch" ufw. — Wahrscheinlich schüdert dieser Brief
daS aufgeworfene Fähnlein besser, clls die vorerwähnte
Chronik, weshakb anzunehmen ist, daß hier erstmals der
Bundschuh mit dem Pflug dnuch MaüjWft auf dem
Hlchkuntnch xmärntf . wurde.

Bemerkenswert ist noch, was „des puntschuchs für-
nemen (Verlangen ) ist"

, so wie es die Ritter dem
Bischof mitgeteilt hatten . Die erste Forderung,lautete :
„Das man den Herrn gewöhnlich pillich dienst thun sol
und nit was sie wollen.

" Eine zweite „das die Herren
kainen armen straffen twrn noch sahen füllen dann mit
recht"

. Eine dritte Förderung verlangt das Erbrecht un¬
geschmälert. Die Ritter waren ehrlich genug, diese billigen
Forderungen zu erwähnen, schmälerten das Recht der
Forderungen aber gleich mit einigen eigenen Angaben
und hetzten gegen die Bauern durch eine letzte Mittei¬
lung wie folgt : „Item der puntschuch und die aytgenossen
mit in sindt in ein dorff gefallen und haben sich unter¬
standen, das sacrament awsz der kirchen zu nemen und
als der Priester sölchs wolt gewert haben , do hieben sie
im die henndt wol halb ab .

" — Es ist kaum glaublich ,
daß der kluge Bischof diese Mitteilung ernst genommen
hat , denn die fehlende Angabe des Dorfes und vor allem
das Fehlen des Namens der Kirche und des Priesters
spricht dafür , daß diese Nachricht erfunden war.

Aber wie schon erwähnt , die Sache ist für die Ritter
*

gut ausgegangen , und der Bundschuh war wieder er¬
ledigt , bis dann sechs Jahrzehnte später die größer«
Blutwelle des Bundschuh ins Rauschen kam , deren End«
sich dann gegen den Bundschuh und die anderen Bauern¬
haufen kehrte und sie in ihrem eigenen Blute erstickte.

Neues vom Mannheimer Planetarium
Den meisten Wissensdurstigen, die in den ersten Monate«

nach der Eröffnung das Mannheimer Planetarium besuchten ;
ist noch in Erinnerung , daß vor dem Aufleuchten des künst¬
lichen Sternhimmels der Kuppelsaal etwa eine Viertelstunde'

lang völlig verdunkelt werden mußte . Die Stern « waren zu
lichtschwach, als daß das menschliche Auge fie sofort nach Er -
löschen der Saalbeleuchtung hätte wahrnehmen können . Die-,
sem Mißstande half die Firma Zeiß vor einem Jahre da¬
durch ab , daß sie die einzelnen Sterne gleichmäßig stark ver-
größerte , wodurch sie natürlich auch Heller wurden. Aber da-
bei wurden nun die hellsten Sterne so groß, daß für de»
Näherfitzenden fast alle Illusion verloren ging. Das war
vielleicht noch schlimmer, als der vorherige Zustand.

Nun hat in der letzten Zeit die Firma Zeiß erneut de« ;
ganzen Projektor in seinen bilderzeugenden Teilen umarbei . '
ten lassen. Dadurch wurde auch dieser Mangel behoben unö !
gleichzeitig noch eine Reihe von Neuerungen eingeführt. Alle
32 Sternplatten , die uns die Fixsterne des gesamten Nord-
und Südhimmels wiedergeben, wurden durch neue ersetzt,
die uns nun den Himmel in wunderbarer Pracht zeigen.
Bei den alten Platten war es manchmal vorgekommen , daß
durch Absplitterungen infolge der starken Erwärmung Licht¬
punkte entstanden , di« gewissermaßen neue Sterne Vortäu¬
schen . Deshalb wurden die neuen Platten aus dünnen
Kupferfolien hergestellt, in die die Sterne mit wissenschaft¬
licher Genauigkeit eingestanzt wurden. Mit welcher Fein¬
heit dabei gearbeitet wurde, erhellt am besten daraus , daß
die schwächsten Sterne auf den Platten nur etwa zwei Hun¬
dertstel Millimeter Durchmesser haben.

Wieviele Sterne sieht nun das unbewaffnete Auge am ge¬
samten Nord - und Südhimmel ? Ganz ungeheuer überschätzt
stets der Laie die Zahl der sichtbaren Sterne . Es sind näm¬
lich deren nur etwa 6000 . Mit dem Fernrohr wächst natür¬
lich diese Zahl ins Ungeheuere. Seither zeigte uns das
Planetarium all diese mit dem freien Auge sichtbaren Sterne .
Jetzt ist aber die Zahl um rund 80 Prozent , auf 9000, ge-
steigert worden . Die neuen Sterne sind lauter dieser ganz
lichtschwachen . Wir sehen sie deshalb im Planetarium
auch erst nach etwa 30 Minuten , so daß erst in der letzten
Viertelstunde einer Vorführung sich uns der Planetariums¬
himmel in seiner ganzen Pracht enthüllt . Er zeigt uns dann
die Sterne bis zur 6,4 . Größenklasse . Die Milchstraße ist
viel genauer und feiner wiedergegeben. Sonne , Mond und
alle sichtbaren Planeten erstrahlen in neuem und schönerem
Gewände . Besonders fällt beim Monde die scharfe Wieder¬
gabe der Phasen auf , so daß kurz vor oder nach Neumond
schon die ganz feine Sichel am Himmel zu sehen ist. .

Die Illusion beim Übergang vom Hell zum Dunkel und
umgekehrt war seither nur sehr mangelhaft, da das fahle
Blau des Dämmerlichtes fehlte, nur gelbes Licht stand zur
Verfügung . Durch Einfügung einer abstufbaren blauen
Lichtquelle kann nun auch die Dämmerung richtig wieder¬
gegeben werden . Alle diese Neuerungen wurden — was be¬
sonders betont werden soll — von der Firma Zeiß völlig
kostenlos durchgeführt .

Nun erstrahlt also der künstliche Himmel des Planetarium »
in neuer , reicherer Pracht . Und je öfter man ihn sieht ,
um so mehr Feinheiten enthüllt er uns , um so lieber ge-
winnt man ihn . Kein geringerer als der weltberühmte Astro¬
nom Max Wolf — der Direktor der Königstuhlsternwarte in
Heidelberg — schrieb ja nach der Eröffnung des Mannhei¬
mer Planetariums die Worte : „Für mich war eS sicher einer
der größten Genüsse meines Lebens, als ich zum erstenmal
den Zeißschen Himmel sich über mir bewegen sah . " Und als
neulich anläßlich des Internationalen Astronomenkongresses
in Heidelberg , der von allen führenden Astronomen aller Kul¬
turstaaten der ganzen Erde besucht war. auch dem Plane¬
tarium ein zweistündiger Besuch abgestattet wurde, da hörte
man nur Stimmen des höchsten Lobes aus solch berufenem
Munde über diese unübertreffliche deutsche Erfindung , die
einstweilen erst in Deutschland zu sehen ist in nur wenige»
Stödten .

Professor Emil Zirkel . Heidelberg.

Die Freiburger Paffionsspiele i« Amerika
In St . Louis in den Vereinigten Staaten werden zur Zeit

durch di« Gebrüder Fatznacht Passionsspiel« gegeben , denen
di« Freiburger Spiele aus de« Jahren 1920*21 zugrunde ge¬
legt find . Die Aufführungen finden mtt 2000 Mitwirkendeu
auf einer Freilichtbühne statt, di« gegen 28 000 Besucher
faßt .
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Bericht über die Tätigkeit
des Breicbsverbnndes Deutscher

VerwAltungsakademien
Zn Würdigung der Bildungsbestrebungen der deut¬

schen Beamtenschaft geben mir dem in der Hauptver¬
sammlung des Reichsverbands Deutscher Verwaltungs¬akademien erstatteten Bericht seines 2 . Vorsitzenden ,Regierungsrat Pietsch , Berlin , nachstehend Raum .

Für die Landkarte der Beamtenhochschulbewegung bedeutet das
abgclanfene Geschäftsjahr eine bedeutende Erweiterung. Zur Zettbestehen in Deutschland 22 Hauptanstalten und 31 Zweiganstalten,also insgesamt 53 Lehrstätten, gegenüber 1926 eine Verdoppelung.Die Erklärung für. diese starke Vermehrung ist nicht in einem un¬gesunden Gründungsfieber zu suchen, sondern in der Tatsache ,daß eine Reihe von Anstalten , die bisher außerhalb des Reichsver¬bandes standen , in den Reichsverbandausgenommen sind, und daßin den Gegenden Deutschlands, wo bisher keine Akademien vor¬handen waren , solche nunmehr geschaffen sind . Nachdem jetzt die
Württembergische Verwaltungsakademie in Stuttgart begründetist , und nachdem auch in Baden mit der Gründung selbständigerAnstalten vorgegangen wird, können wir mit freudiger Genug¬tuung seststellen, daß in Deutschland ein lückenloses Netz von Ver- ^
waltungsakademien besteht . Aus der Berliner Bewegung, die vornunmehr neun Jahren sich nur schüchtern hervorwagte, ist einegroß« deutsche Bildungsbewegung geworden, die mit dem Be¬
rufsbeamtentum aufs engste verwurzelt ist .Sollen aber hier Rückschläge vermieden loerden, so muß an dem
festgehalten werden, was unser Herr Vorsitzender programmatischauf der Frankfnrter Tagung erklärte: Wir haben weder die Absichtnoch den Wunsch, mehr Einrichtungen erstehen zu lassen, als wirk¬
lich dem Bedürfnis entsprechen . Unsere dringende Warnung vorRengriindnngen wird daher nochmals wiedecholt .Die Gesamtzahl der Hörer betrug im Sommersemester 16500,im Wintersemester20000, insgesamt also 36500, gegenüber demVorjahre eine Vermehrung von 11500. Nach den früheren Be¬soldungsgruppen geordnet, gehören die Hörer überwiegend denGruppen VI—X an . Wie in den früheren Jahren nahmen auchim Berichtsjahre eine größere Aikzahl höherer Beamter nament¬lich an den fachlichen Veranstaltungen teil. Das Durchschnittsalterder Hörer betrug 34 Jahre .
. Die Zahl der Borlesungsftunden betrug durchschnittlich jähr¬lich 11250. Als Dozenten sind air den Verwaltungsakademienwährend eines Semesters durchschnittlich 350 tätig , davon rund200 Hochschullehrer. Der Rest von 150 entfällt auf höhere Beamte,hie wegen ihrer reichen prattischen Erfahrungen eine wertvolleBereicherung des Dozentenkörpers bedeuten.Meine Herren ! Diese wenigen Zahlen zeigen Ihnen , zu welchhoher Bedeutung sich mtzere Bewegung im Laufe weniger Jahreentwickelt hat . Wir wollen dabei nicht außer acht lassen , daß für unsnicht die Quantität , sondern die Qnalität das Entscheidendebleiben muß. In der Richtung der Zahl aber können wir unsnicht verhehlen, daß für die nächsten Jahre ein gewisser zahlen¬mäßiger Stillstand, ja, vielleicht ein Rückgang erwartet werdenkann . Einmal Pflegt bei den neuen Anstalten erfahrungsmäßignach dem ersten Ansturm der Besuch stark nachzulassen . Sodann

ist nicht zu leugnen, daß die neue Besoldungsordnnng durch denWegfall der Verzochnungsstellen die Entwicklung ungünstig be¬einflußt hat . Auch fehlt infolge «nznreichcnder Bewertnng desStudiums immer noch der äußere Anreiz zum Besuch der Aka¬demien. In Berlin können wir übrigens für das Sommersemesterschon wieder einen erfreulichen Hörerzuwachs buchen . So wirdes auch bei anderen großen Akademien der Fall sein , denn inStädten mit vielen großen Behörden werden bei der Fortent¬wicklung unserer Behördeneinrichtungenund bei den ständig wach¬senden Bedürfnissenden Akademien immer wieder neue Aufgabenzufallen.
Dazu sind u . a . die Diwiv-Reichskurse zu rechnen , die in Ver¬bindung mit den örtlichen Verwaltungsakademienin Berlin , Düssel¬dorf , Hamburg, Jena , Frankfurt a . Main und Leipzig abgehaltenwurden. Diese Kurse für nnrtschaftliche Verwaltung erfteuen sichbei den Behörden und bei der Beamtenschaftregster Anteilnahme.Mag nun die Unterrichtung der Beamtenschaft durch Diwiv-Kurseoder, wie es in Münster geschieht, dckrch Semestervorlesungen er¬

folgen , jedenfalls ist die starke Mitarbeit der Beamtenschaft an der
technischen Verwaltungsreform ein Beweis für die Richtigkeitunserer Gedankengänge, die Beamten mitschafsend und mitver¬
antwortlich an der Lösung von Gegenwartsproblemen zu beteiligen.Für den inneren Ausbau des Reichsverbandes bedeuten die im
Berichtsjahre beschlossenen neuen Richtlinien und die Einführung-von Mindestforderungen einen großen Fortschritt. Diese Maß¬nahmen stärken die innere Geschlossenheit des Reichsverbandesund gewährleisteneine gewisse Gleichwertigkeit des Studiums anden verschiedenen Anstalten. Damit ist für die deutschen Verwal¬tungsakademiender notwendige einheitliche Typ geschaffen worden.Soll er aber im Interesse der wissenschaftlichen Wertung unsererBewegung auch erhalten und den Bedürfnissen entsprechend aus¬gestaltet werden, so bedarf es fortgesetzter Prüfung , ob diesenAnforderungen auch entsprochen ist . Darüber wird bei einem be¬
sonderen Punkt der Tagesordnung noch gesprochen werden.Me Frage der Bewertung des Studiums an den Verwaltungs-
akademien hat uns im Geschäftsjahr viel beschäftigt . Um Unklar¬
heiten zu beseitigen, wie sie in letzter Zeit wiederholt hervorge¬treten sind, ist es notwendig, auch im Geschäftsbericht hieraufeinzugehen.

In den Kreisen der Hörer der Akademien ist gewünscht worden/daß der Reichsverband sich mehr als bisher für die Bewertungdes Studiums einsetze. Ferner haben Berufsverbände , nament¬
lich die der höheren Beamten , gefordert, daß der Reichsverbandklar seine Stellung zur Aufftiegsftage formulieren möchte . BeideForderungen verkennen Wesen und Ausgaben des Reichsverbandes.Nach seiner Satzung bezweckt der Reichsvcrband, die bestehendenInstüute zur Förderung der Bildungsbestrebungen der Beamten¬schaft zu gemeinsamer Arbeit rmch einheitlichen Gejichtspunttenzusammenzuschließen . So sind denn in chm nur die Verwaltungs¬akademien , nicht aber auch Behörden und Berufsverbände ver¬treten . Und das aus wohlerwogenen Gründen : Die Hörer derBerwaltungsakademien gehören zwar überwiegend den Gruppendes mittleren Dienstes an . Es besuchen aber auch zahlreiche Be¬amte der anderen Gruppen die Akademien . Auch von den Beamtendes mittleren Dienstes kommt nur ein Teil für die Akademie inFrage , weil nicht alle Beamte von den Einrichtungen der Aka¬demien Gebrauch machen können .

Hieraus ergibt sich, daß der Reichsverband weder in der Lage,noch berechtigt ist, die Standesintereffe » bestimmter Bernfs -
grnpprn zu vertreten . Er würde der deutschen Beamtenbildungs¬bewegung einen schlechten Dienst erweisen, wenn er seinen Auf¬

gabenkreis nach dieser Richtungerweitert. Diese Erwägungen habenzu folgender Stellungnahme auf der DüssetdorferTagung geführt:Die Auswertung des Akademiestudiums ist nicht Sache der Ber-waltungsakademien und des von ihnen geschaffenen Reichsver¬bandes, sondern Sach« der Berwaitnng und der Beamtenverbünde.Die Mttwirkung der Berwaltungsakademien hierbei ist jedoch er¬wünscht .
Bei dieser Mitwirkung haben die Akademien klar und eindeutigzwei Sätze herausgestellt: Das Studium an den Verwaltungs-akademien kann und soll kein Universitätsstudium ersetzen, undferner : Das Studium soll keine Anwartschaftenverleihen. Letztereskommt zum Ausdruck in den Gesichtspunkten für die Bewertungdes Akademiestudienzeugnifse «. Dort heißt es:

„Das Akademiestudienzengnis will keine von den Verwaltungenvorgeschriebene Prüfung ersetzen und keine Anwartschaftauf be-stimmte Stellen verleihen. Es soll vielmehr bei Wertung derPersönlichkeit des Beamten den Nachweis führen , daß er sichgründliche allgemein- und fachwissenschaftliche Kenntnifse an¬geeignet hat und ernstlich bestrebt gewesen ist, sein Wissen denberuflichen Forderungen anzupafsen .*
Diese Erklärung dürfte genügen, um irreführende Nachrichtenin der Tages- und in der Fachpresse richtigzustellen , die da besagen ,die Berwaltungsakademien zielten auf eine völlige Aushöhlungder höheren Beamtenschaft hin. Die Tatsache , daß die Studien¬leiter sämtlicher Akademien Rniverfitätsprofesforen find , und dieweitere Tatsache , daß bisher in Deutschland an den Verwaltungs¬akademien bei 36500 Hörern 21 die Diplomprüfung und 159 dieAkademiestudienprüfung bestanden haben, beweisen am besten ,wie absurd«solche Behauptungen find .Auf der anderen Seite hat aber der Reichsverband bei feinerMitwirkung darauf gedrungen, daß das Studium an den Ber.waltungsakademien im Interesse der Steiger »»- beruflicherLeistungen die erforderliche Bewertung findet. Die Behördenhaben anerkannt, daß das Studium an den Verwaktungsakadennengeeignet ist, den Beamten für seinen Beruf brauchbarer und ge¬eigneter zu machen . Dann aber gebe man auch den strebsamenund tüchtigen Beamten den Lohn, den jede Leistung verdient.Das ist nicht nur ein Akt staatspolitischer Klugheit, sondern auchwirtschaftlicher Notwendigkeit. Wie dies zu geschehen hat , ist abernicht Sache des Reichsverbandes, sondern der Verwaltung und derBerufsverbände. Vielleicht Retet der Ihnen bekannte Erlaß desReichsfinanzministermmseinen Fing«,zeig, wie man der Lösungnäher kommen kann : Weist ein Beamter , der die Akademie mitErfolg besucht hat, gesteigerte Leistlinge » auf, so ist er bei derAuswahl der Beamten zur Beförderungen zu bevorzugen.Der Geschäftsbericht hat diese Frage eingehender behandelt,weil sie für unsere Bewegung von großer Bedeutung ist . Indiesem Zusammenhänge kann mit Genugtuung festgestellt werde»,daß auch der Reichstag sich mit dieser Frage beschäftigt hat :

In dem Ausschuß für den Reichst ,anschalt fragte gelegentlichder Beratungen des HaushaM ftk das RstchSministerinm desInnern der Abgeordnete Koch-Weser an , was geschehe« sei , umder Verordnung des fticheren Reichsmneummisters Or. kbiitz mehrNachdruck zu verkochen. Ferner erbat der Abgeordnete Professorvr . Schreiber eine Aberficht über die von den Kommunen undden Ländern den Berwaltungsakademien zugebilligten Berech¬tigungen. Ferner bemerkte der Abgeordnete Steinkapf , es seiselbstverständlich, daß Beamte , die «ach dem Besuch der Akademienein Mehrwifsen und erhöhte Leistungen aufweisen, nun auch vor¬zugsweise befördert werben. Er müsse sich jedoch dagegen aus¬sprechen , daß lediglich auf Grund des Besuches der Akademien dieForderung nach Beförderung «nd höherer Besoldung gestelltwerden könnte .
Der Reichsverband betrachtet es als feine dringlichste Ausgabe,alles zu tun , um die Angelegenheit vorwärts zu bringen. Überdie Einzelheiten werden wir uns nachher zu unterhalten haben.Meine Herren ! Ich bin am Schluffe des Geschäftsberichtes .Gestern bei der Eröffnung der Tagung in Münster wurde uns dieFestschrift der Westfälischen Berwaltungsakademie überreicht. Sie

ist nicht allein ein wertvoller Beitrag zur Geschichte der WestfälischenVerwaltungsakademie, sondern sie gibt lehrreichen Aufschlich überdie ganze Bewegung.
Was sehen wir daraus ? Es wird zäh und fleißig gearbeitet,es wird mit neuen Ideen gerungen, es werden Wege zur Lösungvon Problemen gesucht, die tief in unser Staatsleben und in unserBeamtentum eingreisen. Gerade das ist es , was uns Freudemacht, uns innere Genugtuung gibt : Daß unsere Bewegung nichtsFertiges ist , sondern reiche Entwicklungsmöglichkeiten bietet. Denn

was wir sind, ist wenig;was wir suche», ist alles !

Wann werde« die Entschließungen zum
Besoldungsgesetz dnrchgesnhrt?

Auf die parlamentarische „ Kleine Anfrage" des demokratischenAbgeordneten Schuldt-Steglitz und Gen. , „ ob die Reichsregierungbereit sei , die Entschließungen in einem Rachtragsetat mit Wir¬
kung vom 1 . April d. I . alsbald durchzuführen?" , ist folgende Ant¬wort eingegangen.
Der Reichsminister der Finanzen.

1 8 9468 . Berlin W 8 , den 1I .August1928
Wilhelmplatz I .Bet . ifft : Kleine Anfrage Rr. 8.

Auf das Schreiben vom 1» . Juli »928 , Rr . 8 , I . Ang .
Me Anftage Rr . 8 der Abgeordneten Schuldt ( Steglitz), vr .Külz , vr . Reinhold , vr . Haas ( Baden ) und Genossen wirdwie folgt beantwortet :
Die Reichsregierung hat am 27. März 1928 bei der Beratungüber die Ergänzung zum Haushalt für 1928 in den Reichsratsaus-

fchüsien die Erklärung cckgegeben, sie stehe durchaus auf dem Bodender vom Reichstag bei der Verabschiedung des Besoldungsgesetzesvom 16. Dezember1927 angenommenenEntschkietzrmgen; erhandelt
sich hierbeium die Entschließungenwegen Überführungvon BezittS-
zollinfpettoren in die Besoldungsgruppe A 4b als Bezirkszoll¬kommissare , um die Entschließung wegen Umwandlung von Assi-
stentenstellen nach Maßgabe des sachlichen Bedürfnisses, um die
Entschließung wegen Überführung von Post- und Telegraphen¬betriebsassistentenin die Besoldungsgruppe A 8a innerhalb dreier
Jahre sowie um die Entschließung wegen Überführung der am30. September 1927 im Dienst gewesenen Telegraphenleitungs¬aufseher in die Besoldungsgruppe 10 unter gewissen Voraus¬
setzungen . ^Me Reichsregierung beabsichtigt nach wie vor, diese Entschne -
ßnngen bei nächster gegebener Gekegenhett durchzuführen.

gez. Hilferding .

vearntentzeimftättengefetz
Die « st« Verlosung der Beamtenbansparkasse

Am 30 . Juni 1928 hat die erste Verlosung von Heimstätten¬darlehen der Beamtenbansparkasse stattgefunden. Außer einerAnzahl von Sparern nahmen Bertteter der Beamtenspitzenorgani-sationen, Fachorganisationenvon Behörden und sonstigen Persön-lichketten des öffentlichen Lebens an dem bedeutungsvollen Att teil.Durch das Los fielen Heimstättendarlehen, die nur mit 4 '/, v . H.verzinst zu werden brauchen , an 48 Sparer im Gesamtwette von292000 JUi .
Die Deutsche Bau- und Bodenbank hatte als ersten Betragvom freien Martt 100000XJt überwiesen, die an weitere42 Sparerals Darlehen gegeben wurden, die in besondere Notlage geratenfind.
Die Verlosung wurde geleitet von dem Notar Jujtizrat Schütz-macher, Berlin und überwacht von dem Mimstettalrat Geh . Ober-regierungsrat vr . Pankh vom Preußischen Ministettum für Volks-wohlfahtt. Ansprachen hielten u. a . der Leiter des Heimstättenamtsder deutschen Beamtenschaft, Johannes Lnbahn , der bekannteBodenreformer vr . Adolf Damaschke und der Vorsitzende de«Aufsichtsrats , Postsekretär Kuglcr.
Lnbahn teilte u . a. mit, daß bereits 2500 Anmeldungen fürdie Beamtenspattasse vorliegen, weitere Zehntausende werden er¬wartet . Or . Damaschke stellte die idealen Ziele der Bewegunghervor und bezeichnete die Reichsheimstätte als den Fideikonnniß-besitz des wirtschaftlich Schwachen .

Mnderznfchläge
Die unklaren Bestimmungen über die Kinderzuschläge im neuen

Besoldungsgesetz veranlassen das Reichsfinanzministerium ,weitere Erläuterungen herauszugeben. Sie lauten :Es ist ausgefallen, daß bei der Gewährung von Kinderzuschlägennach § 4 des Penfionsergänzungsgefetzesnicht gleichmäßig verfahrenwird. Nach dem Tode eines Beamten, Wartegeldempsängers oder
Ruhegehaltsempsängers hätten neben dem Witwengeld Kinder¬
zuschläge nur für waisengeldberechtigte (eheliche und für ehelich er-klätte) und von dem Verstorbenen an Kindesstatt angenommeneKinder gewährt werden dürfen. Öfters ist sestgestelltermaßen aber
auch der Kinderzuschlag für Stiefkinderdes Verstorbenenneben dem
Witwengeld weiter gewährt worden. Das war nicht zulässig . Voneiner Beanstandung derartiger Verstöße wird für die rückliegendeZeit abgesehen . Es wird erwartet , daß künftig ausnahmslos nachden keinen Zweifel mehr zulaffenden Bestimmungen in Rr . 113
Abs. 2 der Aussührungsbestimmungenzum Reichsbesoldungsgesetzvom 16. Dezember 1927 verfahren wird.

Zur Behebung von Zweifeln wird bemerkt , daß in Fällen , indenen für Kinder, die wegen körperlicher oder geistiger Gebrechendauernd erwerbsunfähig sind und die nicht ein eigenes Einkommen
von mindestens30 JlJl haben, nach Vollendungdes 21 . Lebensjahrsdie Kinderbeihilfe in gesetzlich nicht geregelten Fällen gewähttworden ist, diese auch über das 24. Lebensjahr hinaus weiter gezahltwird. Auch wenn die Zahlung der wegen Erwerbsunfähigkeit ge¬währten Kinderbeihilfe infolge Vollendung des 24. Lebensjahresdes Kindes vor dem 1 . Oktober 1927 eingestellt worden ist, kannbeim ununterbrochenen Weiterbestehen der genannten Voraus¬
setzungen die Kinderbeihilfemit Wittung vom 1 . Oftober 1927 ab
wieder zur Zahlung angewiesen werden. Besteht die Erwerbs¬
unfähigkeit nicht mehr, so kommt die Kinderbeihilfe endgültig in
Wegfall und lebt nicht wieder auf.

Bramtenrätewahlen bei der Reichsbahn .
Am 28. September 1928 läuft nach dem Beamtenräteerlaß der

Reichsbahn dlr zweijährige Wahlzett der Beamtenräte und Ob¬
männer atz . Im Einverständnismit den zuständigenOrganisationen
find die neuen Beamtenrätewahlen aber erst aus den 21 . und 22. Ok¬
tober festgesetzt worden.

Tie deutsche Sozialversicherung im Jahre 1927
Das Statistische Reichsamt veröffentlicht einen interessanten

ktberblick über den 'Stand der deutschen Sozialversicherung im
Zahre 1927 . Danach waren von 63 Millionen Einwohnern des
Reiches 20 Millionen gegen Krankheit , etwa 22 Millionen gegenÄlter und Invalidität und eine noch größere Zahl gegen Unfall-
Folgen versichert . Die Arbeitslosenversicherung erfaßte etwal8 Millionen Versicherte . Rechnet man die Familienangehöttgen
»er Kassenmitglieder , die Anspruch aus Wochen- oder Kranken¬
pflege haben, hinzu, so waren fast zwei Dttttel der Gesamtbevölke -
rung von der Sozialversicherungerfaßt.

Bon der Invalidenversicherung wurden Ende 1927 fast 3 Milli-
onen Renten gewähtt , in der Angestelltenversicherung etwa
128300 Renten , in der Unfallversicherung etwa 930000. Die
Krankenversicherung gewährte im Jahre 1927 etwa für 260Millio¬
nen Tage Krankengeld oder Krankenhauspflege.

Die Einnahmen der Sozialversicherung ( ohne Arbeitslosenver¬
sicherung) betrugen schätzungsweise 3,9 Milliarden Mark, wovon
fast die Hälfte auf die Krankenversicherung entfiel. Die Versiche¬
rungsausgaben ( ohne Arbeitslosenversicherung ) beliefen sich auf
rund 3,3 Milliarden Matt , das Vermögen auf etwa 2,6 Milliarden
fiJl , Unter Hinzurechnung der Ettverbslosensürsorge bzw . der
Arbeitslosenversicherung hatte die gesamte Sozialversicherung1927
eine Einnahme von etwa 4,8 Milliarden JtJl , der Ausgaben in
Höhe von etwa 4,2 Milliarden ^ gegenüberstanden.

Amtsnnterschlagnng eines Beamte«, der amtliche Gelber Privat¬
personen als Darlehen üderlätzt

Ein Beamter , welcher Gelder, die er in amtlicher Eigenschaft
in Gewahrsam hat, widerrechüich der Kasse entnimmt , um sre emer
Privatperson als Darlehen zu übergeben, ist schon aus Grmw
dieser Entnahme der vollendeten Amtsunterschlagung schuwrg.
Denn mit ihr ist eine tatsächliche Änderung der Verfügungsgewalt
über die entnommenen Gelder eingetteten undbezuglich ihrer em
neuer, auch äußerlich ettennbarer Zustand geschaffen worden, m-
sosern die frühere tatsächliche Gewalt in eine besondere Derfügur^ s-
gewalt über die zu eigenen Zwecken entnommenen Gelder ver-
wandeft worden ist. Der Darlehensnehmerkannsichdaherhinsichtlich
der ibm überaebenen Gelder der Hehlerei schuldig machen . — Em
Beamter^ Äs Bevollmächtigter einer amtlichen Kasse wider-
mcküick an den Kassenbeamteneine Anweisung zur Zahlung amt¬
liche Gelder an eine Privatperson zwecks Gewährung eines Dar-
leims etteilt , ist hierdurch allein noch keiner vollendeten Untteue
schuldig, da durch die bloße Anweisung eine Veränderung in den
Besitzverhältnissen der Lasse zu den Geldern noch nicht eingetreten
ist. Jedenfalls ist die Schädigung der Kasse hierdurch noch nicht
beendet. Der Darlehnsnehmer, der sich die Gelder «««zahlen läßt,
kan» sich daher nicht der Hehlerei, sondern nur der Teilnahme an
de» Untreue de« Beamten schuldig machen . <RG. I vom 24 . k. 192»,1140/« . Das Reckt . 32. Ihr «. . S . 349.)
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